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Es war eine der zentralen Forde-
rungen bei der letzten grossen
BaslerWohnschutzdebatte: Gera-
de ältereMieterinnen undMieter
sollten vor der Verdrängung aus
ihremHeimgeschütztwerden. So
wolltemanDramenwie amScho-
renweg, als 400 Mieter die Kün-
digung erhielten, verhindern.

Die entsprechende Initiative
des Basler Mieterverbands («Ja
zum echtenWohnschutz») wur-
de imNovember2021von derBe-
völkerung angenommen.SeitMai
2022 gilt das neue Gesetz, das
nebst schärferen Bestimmungen
bei Sanierungen auch ein Rück-
kehrrecht für Mieter vorsieht.

EbendieserParagraf ist nun als
verfassungswidrig beurteiltwor-
den: Zu diesem Schluss kommt
das Bundesgericht in einem Ur-
teil, das an diesem Freitag publi-
ziertworden ist. Ein BaslerHaus-
eigentümer hatte nämlich eine
Beschwerde gegen die neuenGe-
setzesbestimmungen eingereicht.
Diesewurde teilweise gutgeheis-
sen und die Rückkehrrecht-Be-
stimmungper sofort aufgehoben.

Das Bundesgericht argumen-
tiert, dass dieses Rückkehrrecht
in erster Linie das Verhältnis
zwischen Privaten betreffe. Das
Verhältnis zwischenMietern und
Vermietern sei jedoch «bundes-
rechtlich abschliessend gere-
gelt». Mit anderen Worten: Der
Kanton kann in diesem Punkt
keine vomObligationenrecht ab-
weichenden Bestimmungen er-
lassen.

Obwohl der Schutz für Basler
Mieterinnen und Mieter mit dem
Entscheid des höchsten Schwei-
zerGerichts per sofort geschwächt
geworden ist, jubelt der Mieter-
verband. Das Rückkehrrecht sei
vonAnfang an ein Schwachpunkt
der Gesetzesänderung gewesen,
sagt Patrizia Bernasconi, Ge-
schäftsleiterin des Basler Mieter-
verbands, gegenüberderBaZ.Der
Paragraf mit dem Rückkehrrecht
sei einzig eine Erfindung des Re-
gierungsrats gewesen. Man habe
die Formulierung dann zwar in
den Initiativtext übernommen.
Aber eigentlich brauche es dieses
Recht gar nicht, «wenn unserGe-
setz richtig angewendet würde»,
sagt Bernasconi.Vermieter hätten
gar keinen Anlass, ihren Mietern
zu kündigen, wenn man ihnen
grosse Renditesanierungen sowie
Veränderungen des Wohnungs-
grundrisses erst gar nicht erlau-
ben würde.

«Schwere Niederlage»
für die Basler Regierung
Und eben an diesem Punkt setze
die Regierung das neue Gesetz
nicht korrekt um,wie derMieter-
verband schon seit Monaten kri-
tisiert. In einerMedienmitteilung
von gestern frohlockt derMieter-
verband deshalb, dass der Ent-
scheid des Bundesgerichts eine
«schwere Niederlage» für die
Basler Regierung sei. Die Regie-
rung sieht das anders. Regie-
rungssprecher Marco Greiner
sagt aufAnfrage: «Das erschliesst
sich nicht. Die vom Bundesge-
richt gestrichene Bestimmung
war im Initiativtext enthalten.»
Über dasweitere Vorgehen kann
erkeineAussagenmachen,da das
Urteil eben erst ergangen ist.

Der Mieterverband indes sieht
imUrteil eine Bestätigung dafür,
dass seineWohnschutzinitiative
– abgesehen vomRückkehrrecht
– vom Bundesgericht «fast ganz
gestützt» wird und dieses sein
«ausgeklügeltes Konzept gegen
Renditesanierungen» stärke.
Einwände betreffend die Eigen-
tumsgarantie seien «somit end-
gültig vom Tisch».

Das ist allerdings nicht korrekt.
Das Bundesgericht hat die Be-
schwerde des BaslerHauseigen-
tümers nur so weit geprüft, wie
es um Paragraf 8a Absatz 3 des
Wohnraumfördergesetzes geht.

Verfahren hängig beim
Appellationsgericht
Dort regelt das Gesetz, dass eine
Bewilligung zur Sanierung einer
Liegenschaft erteilt wird, wenn
den Mietparteien das Recht zur
Rückkehr zugestandenwird und
Mietzinsewie imGesetz geregelt
eingehalten werden. Sämtliche
andere Beschwerdepunkte seien
vomEinsprecher nicht rechtsge-
nüglich begründetworden,wes-
halb auf die Beschwerde nicht
einzutreten sei.

Hängig ist noch einVerfahren
beimBaslerAppellationsgericht.
Besagter Hauseigentümer hat
dort nämlich gleichzeitig eine
Beschwerde gegen die neueVer-
ordnung über den Schutz von
Wohnraum eingereicht. (sda)

Das Rückkehrrecht
für Basler Mieter ist
verfassungswidrig
Mieterschutz Das Bundesgericht prüfte eine
Beschwerde zumWohnraumfördergesetz –
und streicht jetzt das Rückkehrrecht.

Für Patricia
Bernasconi vom
Mieterverband ist
das Rückkehrrecht
von Anfang an ein
Schwachpunkt der
Gesetzesänderung
gewesen.

Dina Sambar

ChatGPT, der Gratis-Textroboter
von Open AI, kann innerhalb von
Sekunden eigeneGedichte verfas-
sen, Vorträge schreiben, den In-
halt von Büchern zusammenfas-
sen oder sogar Computerpro-
grammegenerieren. «Mehrals die
Hälfte meiner Schülerinnen und
Schülerkennt ChatGPTundweiss,
wie man das nutzt», sagt Jan
Kirchmayr, Sekundarlehrer in
Aesch und Baselbieter SP-Land-
rat, gegenüber SRF.Beat Schwen-
dimann vom Lehrerverband LCH
stellte in dieser Zeitung kürzlich
sogardie Frage, obHausaufgaben
überhaupt noch Sinn machten.

Auch an den Basler Schulen
und an der Uni Basel muss man
sich die Frage stellen,wie verhin-

dert werden soll, dass Schüler
und Studentenmithilfe der neu-
en technologischen Möglichkei-
ten schummeln.

ChatGPT hat zur Folge, dass
auch an den Mittelschulen Ba-
sel-Stadt «die bisherigen Unter-
richts- und Prüfungspraktiken
überdachtwerdenmüssen», sagt
SimonThiriet, Sprecher des Bas-
ler Erziehungsdepartements.Die
Basler Gymnasien und die Fach-
maturitätsschule seien im Rah-
men eines Projekts schon seit ei-
nem Jahr daran, den Unterricht
diesbezüglich weiterzudenken.

Verbote sollen dabei laut Thi-
riet nicht imVordergrund stehen.
Vielmehr sollen die neuen Mög-
lichkeiten sinnvoll in den Unter-
richt und in Prüfungen einge-
bundenwerden, indemmanneue
Formen entwickelt und etwa bei
der Maturarbeit die mündliche
Präsentation stärker gewichtet
als den schriftlichen Teil.

Chatbot fällt an
der Uni durch
Künstliche Intelligenz (KI) kön-
ne für Schulen durchaus auch
gute Seiten haben, sagt der Spre-
cher des Basler Erziehungsde-
partements: «KI ist aufregend
und ermöglicht eine Weiterent-
wicklung von Forschung und
Unterricht.» Zudem bedeute KI
eine Demokratisierung desWis-
sens: «Schon bisher nutzten
Schülerinnen und Schüler exter-
ne Ressourcen – beispielsweise
die Eltern – für eigenständigeAr-
beiten wie Vorträge oder Matu-
rarbeiten. Nun besteht diese
Möglichkeit auch für Schülerin-
nen und Schüler ohne den ent-
sprechenden Hintergrund.»

Auch an der Universität Basel
setzt man sich seit Jahrzehnten
mit künstlicher Intelligenz ausei-
nander. «Eswarzu erwarten,dass

einToolwie ChatGPTerscheinen
wird, das besser funktioniert als
seine Vorgänger», sagt Jean Ter-
rier, Projektleiter Digital Litera-
cies, an der Universität Basel.

Aufgrund der jüngsten Ent-
wicklungen wurde an der Uni
letzte Woche jedoch eine eigene
Arbeitsgruppe gegründet. «Wir
schauennun,ob es tatsächlich ei-
nen Quantensprung gebenwird,
und wir die bestehenden Richt-
linien, was Plagiate und wissen-
schaftliche Integrität angeht, an-
passen müssen», so Terrier.

Tests hätten jedoch deutlich
gezeigt, dass das Niveau der
ChatGPT-Antworten nicht den
universitären Ansprüchen ent-
spricht – weder für Studierende
und schon gar nicht für die For-
schung. So macht der Chatbot
Fehler, die Antworten sind nicht
immer aktuell, und er gibt keine
Quellen an. «Das nimmt für uns
natürlich Druck aus der Sache.
Für Schulen ist das vielleicht ein
bisschen anders.»

Terrier schliesst jedoch nicht
aus, dass Chatbots in Zukunft
Texte liefern, die universitären
Standards entsprechen: «OpenAI
könnte das Programm mit dem
Internet verknüpfen, um immer
aktuell zu sein. Sie arbeiten auch
an Quellennennungen.» Solche
Entwicklungen setzen dieNutzer
in eine Expertenposition: «Wir
müssen in der Lage sein, einzu-
schätzen,was korrekt ist undwas
nicht. Es ist wie bei der Überset-
zung eines Textes in eine andere
Sprache.Natürlich geht es schnel-
ler, sich eine erste Version durch
ein Tool übersetzen zu lassen.
Doch danach muss jemand das
Resultat bearbeiten, dermehrFä-
higkeiten hat als die Maschine.»

Die Arbeitsgruppe wird nun
skizzieren, wie man an der Uni-
versität mit den neuen Entwick-

lungen umgehen wird. «Das ist
ein Routineprozess», sagt Terri-
er. Entschieden ist noch nichts.
Grundsätzlich sei der Standpunkt
der Uni jedoch, Leuten Fähigkei-
ten zu vermitteln, mit denen sie
technologische Unterstützungen
sinnvoll nutzen können: «Es ist
wie damals, als Wikipedia auf-
kam.Wikipedia ist bei uns nicht
verboten, sondern darf als Inspi-
ration genutztwerden.Allerdings
müssen die Quellen überprüft
und die Fehler ausgemerzt wer-
den. » Eine universitäre Software
hilft schon länger,Plagiate zu ent-
decken. Neu gibt es auch Tools,
die zeigen sollen, ob Texte durch
künstliche Intelligenz generiert
wurden. Eines stammt von Open
AI, denEntwicklernvonChatGPT.

Das schreibt der Textroboter
zumogelnden Schülern
Und was meint ChatGPT zum
Thema? Auf die Frage, ob Schü-
ler in Zukunft bei Aufgaben
schummeln und beispielsweise
ihre Aufsätze durch den Textro-
boter verfassen lassen, schreibt
ChatGPT: «Es ist durchausmög-
lich, dass Schüler in Zukunft ver-
suchen können,Aufgabenmithil-
fe von Chatbots wie ChatGPT zu
schummeln.Daher ist eswichtig,
dass Schulen und Lehrer auf die-
se Möglichkeit vorbereitet sind
und Massnahmen ergreifen, um
Plagiate zu vermeiden, zum Bei-
spiel, indem sie Schüler dazu er-
mutigen, ihre eigenen Ideen und
Gedanken auszudrücken, und
durch den Einsatz von Plagiat-
Erkennungssoftware. Es ist je-
doch wichtig, zu beachten, dass
Chatbots wie ChatGPT nicht in
der Lage sind, kreative und ori-
ginelle Gedanken zu generieren
und, dass Schüler, die auf diese
Weise betrügen, letztendlich ihre
eigene Bildung beeinträchtigen.»

Wie verhindern Schulen und
Uni, dass geschummelt wird?
ChatGPT Der Roboter kann Texte aller Art verfassen. Wie kannMissbrauch verhindert
werden? Das Basler Erziehungsdepartement, die Uni Basel und ChatGPT geben Antwort.

Der Textroboter ChatGPT hat Einzug an den Schweizer Unis gehalten. Doch wissenschaftlichen Standards genügt er nicht. Foto: Keystone
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